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Zusammenarbeit zwischen
Berufsfachschulen und Arbeitswelt:

Praxis in Deutschland, Österreich und Holland

1 Ausgangslage
Der Entwurf für ein neues Berufsbildungsgesetz sieht Berufsfachschulen als neue
Ausbildungsform vor. Unter einem Projekt des Bundesamtes für Berufsbildung und
Technologie (BBT) und der Schweizerischen Berufsbildungsämterkonferenz werden
Grundlagen für deren Einführung bereit gestellt. Der Gesetzesentwurf sieht vor, die
schulische Ausbildung mit Praktika von mindestens 12 Monaten Dauer zu ergän-
zen. Im März 2001 wird sich eine Tagung des Projektes speziell mit der Zusammen-
arbeit zwischen Schule und Betrieb befassen. Im Hinblick darauf hatte die
Projektleitung das Anliegen, aus entsprechenden Praktiken in anderen europäi-
schen Ländern, insbesondere in Deutschland, Österreich und Holland, zu lernen.
Die Projektleitung beauftragte M. Jäger, KODIS Consult GmbH, Zürich, mit der Be-
reitstellung der entsprechenden Unterlagen.

2 Auftrag

2.1 Leitfragen

Leitfrage für die Abklärung ist, in welchen Formen und auf welchen Ebenen in
schulisch organisierten Ausbildungseinrichtungen in den ausgewählten Ländern
(Deutschland, Österreich, Holland) eine Zusammenarbeit zwischen Schule und Be-
trieben stattfindet. Mögliche Zusammenarbeitsformen umfassen:
§ Betriebspraktika
§ Aufnahme- und Abschlussverfahren
§ Gemeinsame Projekte
§ Beteiligung an der Finanzierung
§ Lehrplanentwicklung, etc.

2.2 Auftragsabwicklung

Die Auftragsabwicklung beruhte in erster Linie auf der Auswertung von schriftli-
chen Unterlagen (Artikel, Gesetzestexte, Verordnungen, Vereinbarungen, Ausbil-
dungsordnungen und Internetseiten verschiedener Schulen und Organisationen).
Zusätzlich konnten während einer 3-tägigen Studienreise nach Holland Schulen,
Organisationen der Arbeitswelt und Behörden besucht werden.
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2.3 Einschränkung

Da insbesondere in Deutschland Berufsfachschulen und berufsfachschulähnliche
Einrichtungen vielfältig, und auf nationaler Ebene nur beschränkt geregelt sind, ist
mit den vorhandenen Mitteln keine umfassende Darstellung der Zusammenarbeits-
formen in den drei ausgewählten Ländern zu erwarten. Die Darstellung konzen-
triert sich einerseits auf eine zusammenfassende Übersicht, und andererseits auf die
Diskussion von für die Schweiz interessanten Einzelaspekten.

3 Berufsfachschulen in Deutschland, Österreich und
Holland

3.1 Deutschland

In Deutschland sind Berufsfachschulen auf nationaler Ebene im Rahmen von Be-
rufsbildungsgesetz und Handwerksordnung nicht geregelt. Das Berufsbildungsge-
setz weist die Regelungskompetenz explizit den Ländern zu. In diversen
Rahmenvereinbarungen hat die Kultusministerkonferenz Berufsfachschulen defi-
niert und teilweise harmonisiert. Für 25 technische Assistentenberufe wurden auf
dieser Ebene Rahmenlehrpläne vereinbart, und eine andere Vereinbarung regelt die
gegenseitige Anerkennung von länderspezifischen Abschlüssen1.

Grundsätzlich werden in Deutschland drei unterschiedliche Typen von Berufsfach-
schulen unterschieden:

Typ 1

Berufsfachschulen, die auf einen Abschluss in einem anerkannten Lehrberuf
im Rahmen von Berufsbildungsgesetz oder Handwerksordnung vorbereiten.
Solche Berufsfachschulen sind mit den öffentlichen Lehrwerkstätten in der
Schweiz vergleichbar, und haben auch quantitativ eine ähnlich untergeordnete
Bedeutung.

Typ 2

Berufsfachschulen, die eine Berufsausbildung vermitteln, die ausschliesslich
schulisch organisiert ist und nach Landesrecht oder anderen Bestimmungen
auf einen Abschluss ausserhalb von BBiG und HwO vorbereiten. In einzelnen
Bundesländern wurden diese Schulen in Berufskollegs umbenannt.

Typ 3

Berufsfachschulen von ein bis zwei Jahren Dauer, deren Besuch auf die Aus-
bildungszeit in anerkannten Lehrberufen anzurechnen ist. Die Ausbildung in
diesem Typ von Berufsfachschulen ist berufsfeldbezogen, und wird in 13 Be-
rufsfeldern angeboten.

                                                                
1 Rahmenvereinbarung der KMK über die Berufsfachsschulen vom 28.2.1997,
Rahmenvereinbarung der KMK über die Ausbildung und Prüfung zum technischen
Assistenten/zur technischen Assistentin vom 26.2.1998,
Feststellung der Gleichwertigkeit von Bildungsabschlüssen, Beschluss der KMK vom
1.10.1999
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Für die Entwicklung in der Schweiz interessant sind insbesondere die Berufsfach-
schulen vom Typ 2, die häufig auf einem mittleren Bildungsabschluss (2-jährige
Berufsfachschule Typ 3, mittlere Reife, etc.) aufbauen, und in einem 2-jährigen Aus-
bildungsgang einen staatlich anerkannten berufsqualifizierenden Abschluss er-
möglichen, bei 3-jähriger Dauer oft gleichzeitig die Fachhochschulreife. Neben den
25 technischen Assistentenberufen, für die die Kultusministerkonferenz Rahmen-
lehrpläne erlassen hat, gibt es etwa 70 weitere Ausbildungsberufe, die oft nur in ei-
nem einzigen Bundesland angeboten werden, sowie 14 bundesrechtlich (aber
ausserhalb von Berufsbildungsgesetz und Handwerksordnung) geregelte Berufe im
Gesundheitsbereich. Quantitativ sind in diesem Bereich die nachstehenden Ausbil-
dungsrichtungen von Bedeutung (die 10 am stärksten besetzten Berufe gemäss
Berufsbildungsbericht 20002):
§ Kinderpfleger/in
§ Kaufmännischer Assistent/Kaufmännische Assistentin
§ Technischer Assistent/Technische Assistentin für Informatik und Wirtschaftsin-

formatik
§ Sozialassistent/in
§ Altenpfleger/in
§ Krankenpfleger/Krankenschwester
§ Fremdsprachenassistent/in
§ Physiotherapeut/in
§ Beschäftigungs- und Arbeitstherapeut/in
§ Hauswirtschaftshelfer/in

Insgesamt umfassen diese 10 Berufsrichtungen knapp zwei Drittel aller Berufsfach-
schüler/innen, die in Deutschland einen Beruf ausserhalb von Berufsbildungsgesetz
und Handwerksordnung erlernen.

Trotz der Rahmenvereinbarung der Kultusministerkonferenz zu Berufsfachschulen
ist die Terminologie nicht in allen Bundesländern einheitlich. Das erschwert Ver-
gleiche. In  Baden-Württemberg z.B. findet der Begriff Berufskolleg auf das Ver-
wendung, was in der Rahmenvereinbarung als Berufsfachschule bezeichnet wird,
während derselbe Begriff in Nordrhein-Westfalen als Oberbegriff für Berufsschulen,
Berufsfachschulen, Fachschulen und Fachoberschulen steht. Überdies steht der Be-
griff Fachoberschule in einzelnen Bundesländern (z.B. Nordrhein-Westfalen) vom
Qualifikationsniveau her neben dem Begriff Berufsfachschule und umfasst eine
dreijährige berufsqualifizierende Ausbildung mit gleichzeitiger Fachhochschulreife.

Im Bezug auf die Zusammenarbeit Schule-Betrieb ist in Deutschland ein Seitenblick
auf einzelne Ausbildungsgänge auf der Tertiärstufe (Fachhochschulen, Berufsaka-
demien und Fachschulen) angezeigt.

                                                                
2 BIBB - Bundesinstitut für Berufsbildung, Berufsbildungsbericht 2000, Übersicht 49, Die
zehn am stärksten besetzten Berufe
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3.2 Österreich

Der Begriff Berufsfachschule existiert in Österreich als solcher nicht. Demgegenüber
gibt es zwei Schultypen mit vollschulischer berufsqualifizierender Ausbildung auf
Sekundarstufe 2:

a) Berufsbildende mittlere Schulen

b) Berufsbildende höhere Schulen
Die berufsbildenden mittleren Schulen schliessen an die Sekundarstufe 1 (Klasse 8
oder 9) an und vermitteln eine allgemeine und berufliche Bildung in 2-4 Jahren.

Die berufsbildenden höheren Schulen schliessen ebenfalls an die Sekundarstufe 1
an und vermitteln in 5 Jahren einen berufsqualifizierenden und allgemein bilden-
den Doppelabschluss (Reifeprüfung mit Zugang nicht nur zu Fachhochschulen,
sondern zum gesamten Universitätsbereich). Im europäischen Vergleich wird die
Ausbildung an berufsbildenden höheren Schulen teilweise als Ausbildung im Ter-
tiärbereich anerkannt.

3.3 Holland

Die Ausbildung im berufsqualifizierenden Bereich auf der Sekundarstufe 2 erfolgte
in Holland traditionellerweise in zwei voneinander getrennten Formen, in einer du-
alen und einer schulischen. Mit dem neuen Gesetz über Erwachsenenbildung und
beruflichen Unterricht, das seit 1.1.1996 in Kraft ist, und dessen Umsetzung 2000
abgeschlossen wurde, wurden die beiden Ausbildungswege in einem grundlegen-
den und tiefgreifenden Reformschritt derselben Gesetzgebung unterstellt. Das Ge-
setz von 1996 brachte unter anderem die folgenden Neuerungen:
§ Der Geltungsbereich des Gesetzes umfasst die gesamte berufliche Ausbildung

auf Sekundarstufe 2 und die Erwachsenenbildung.
§ Für die Qualifikationsstruktur, die sowohl für die schulische (BOL) als auch für

die Lehrlingsausbildung (BBL) gilt, zeichnen insgesamt 22 nationale Branchen-
verbände der Sozialpartner verantwortlich. Die Schulen sind in diese Branchen-
verbände einbezogen, allerdings in unterschiedlichen Formen.

§ Die schulische Ausbildungsform (BOL) umfasst eine betriebliche Ausbildungs-
komponente von 20-60%, die Lehrlingsausbildung eine solche von 60-80%.

§ Sämtliche Ausbildungsrichtungen werden auf den vier europäisch harmoni-
sierten Qualifikationsniveaus (SEDOC-System) angeboten.

§ Die Mehrheit der berufsbildenden Schulen wurde in insgesamt 43 Regionale
Ausbildungszentren (ROC) zusammengefasst. Diese bieten die gesamte Palette
von schulischer Ausbildung und ausbildungsbegleitendem Unterricht im Lehr-
lingswesen an.

Das aktuelle Gesetz siedelt die Berufsbildung im Schnittfeld zwischen einer natio-
nalen, branchenmässig organisierten Qualifikationsstruktur, und einer regionalen
Ausbildunsstruktur an. Die grösseren regionalen Ausbildungszentren sind ge-
zwungen, mit allen 22 Branchenverbänden zu interagieren.

Auch wenn nach dem Gesetz Qualifikation und Ausbildungsweg konsequent von-
einander getrennt sind, und auch wenn theoretisch jede Qualifikation sowohl auf
schulischem als auch auf dem Lehrlingsweg erlernt werden kann, so werden in der
Praxis tiefere Qualifikationsniveaus eher über den Lehrlingsweg, und höhere Quali-
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fikationsniveaus eher über die schulische Ausbildungsform erlernt. Desgleichen
beträgt der Anteil der Betriebspraktika im schulischen Ausbildungsweg in der Re-
gel 25% (3 Jahre schulische Ausbildung in Verbindung mit 1 Jahr, bzw. zweimal 6
Monaten Betriebspraktika) anstelle der theoretisch möglichen 20-60%. Darüber, wie
sich dieser Praxisanteil im Laufe der Zeit verändern wird, sind zur Zeit bestenfalls
Spekulationen möglich.

Nachdem die schulischen und die dualen Ausbildungswege derselben Gesetzge-
bung und derselben Qualifikations- und Prüfungsstruktur unterstehen, besteht der
entscheidende Unterschied im Status der Auszubildenden. Im dualen System muss
der/die Auszubildende über einen Vertrag mit dem Ausbildungsbetrieb verfügen,
während die Auszubildenden des schulischen Ausbildungsweges von der Schule
selber rekrutiert werden.

Die Vergleichbarkeit mit den Verhältnissen in der Schweiz ist insofern schwierig,
als die berufliche Ausbildung insgesamt, das Lehrlingswesen aber im Besonderen,
in Holland sozial einen markant tieferen Status geniesst als in den deutschsprachi-
gen Ländern. In Holland ist sie für Schüler und Schülerinnen bestenfalls zweite,
wenn nicht gar erst dritte Wahl ist. Die Gesetzesrevision von 1996 erfolgte denn
auch auf dem Hintergrund, dass einerseits das Lehrlingswesen aufgewertet, und
andererseits die enorm hohen Ausfallquoten im schulischen Ausbildungsweg (bis
40% und mehr) bekämpft werden sollten. Was nach der Revision nach wie vor fehlt,
ist ein Weg von der beruflichen Bildung in die Weiterbildung auf der Tertiärstufe
ohne „Zurücksteigen“ in allgemein bildenden Schulen. In diesem Sinn ist auch der
schulische Ausbildungsweg (BOL) im Quervergleich mit Deutschland und Öster-
reich niveau- und chancenmässig eher unter vergleichbaren Ausbildungsgängen in
Berufsfachschulen mit der Möglichkeit zu Doppelqualifikationen angesiedelt.

4 Zusammenarbeit Schule – Betrieb/Organisationen
der Arbeitswelt

4.1 Einführung

Wie im Auftrag erwähnt, gibt es unterschiedliche Formen der Zusammenarbeit
zwischen Schule und Betrieb, bzw. Organisationen der Arbeitswelt. Mit den vor-
handenen Mitteln sind auf Distanz nur die formalisierten Formen auf der Makro-
ebene zugänglich, nicht aber die vielfältigen Formen auf der Ebene der
Einzelschule, oder gar auf der Ebene der einzelnen Fachrichtungen und Lehrkräfte.
Auf der formalisierten Ebene sind insbesondere die folgenden Bereiche von Be-
deutung:
§ Erlass von Ausbildungsordnungen, Rahmenlehrplänen, Qualifikationssystemen
§ Durchführung, Überwachung und Evaluation von Betriebspraktika, bzw. be-

trieblichen Ausbildungsphasen
§ Rolle der Betriebe und Organisationen der Arbeitswelt bei Prüfungen
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4.2 Deutschland

4.2.1 Ausbildungsordnungen

Die Ausbildung an Berufsfachschulen untersteht der Gesetzgebung der Länder,
und dort dem jeweiligen Kultusministerium. Allgemeine Regelungen über den Ein-
bezug von Organisationen der Arbeitswelt in die Kurs- und Curriculumentwick-
lung sind nicht auszumachen. Allfällige Beteiligungen auf der Mikroebene müssten
im Einzelfall untersucht werden. In die Vereinbarung der Kultusministerkonferenz
über die Berufsfachschulen und die Regelung der 25 technischen Assistentenberufe
waren die Organisationen der Arbeitswelt institutionell nicht involviert.

4.2.2 Betriebspraktika

In den 25 Assistentenberufen, die durch die Kultusministerkonferenz eine bundes-
weite Rahmenreglementierung erfuhren, ist ein 4-wöchiges Praktikum während der
Schulferien vorgesehen. Die allgemeine Rahmenvereinbarung der Kultusminister-
konferenz über die Berufsfachschulen vom 28.2.1997 enthält bezüglich Betriebs-
praktika lediglich eine Kann-Formulierung3.

In einzelnen Bundesländern, sowie in vielen Ausbildungsberufen des Gesund-
heitswesens stellt sich die Situation anders dar, indem obligatorische Betriebsprak-
tika integraler Bestandteil der Ausbildung sind. Eine umfassende Darstellung ist
mit den vorhandenen Mitteln nicht möglich, es kann lediglich auf Beispiele verwie-
sen werden:

Pharmazietechnischer
Assistent/Pharmazie-
technische Assistentin

Im Anschluss an die 2-jährige Ausbildung an einer
Berufsfachschule muss ein 6-monatiges Praktikum
in einer Apotheke absolviert werden.

Saarland Im Saarland werden Praktika für Fachoberschüler
verbindlich geregelt. Sie umfassen insgesamt ein
Jahr, werden aber nicht an einem Stück, sondern in
der Form von thematischen Kurzpraktika von 4,
bzw. 8 Wochen Dauer abgeleistet. Die thematischen
Blöcke werden von den Schule vorgegeben4.

                                                                
3 Artikel 1.1.3.: Ein Betriebspraktikum kann durchgeführt werden
4 Quelle: www.tgsbbzhom.de/sformen, Fachpraktikum für Fachoberschüler im Saar-
land, Beispiel Fachbereich Ingenieurwesen
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Altenpfleger/in Die 3-jährige Ausbildung umfasst Praktika in ver-
schiedenen Einrichtungen. In einzelnen Schulen
werden diese Praktika detailliert aufgeführt.
Beispiel:
Die praktische Ausbildung hat einen Gesamtum-
fang von 2770 Stunden, der folgendermassen ge-
gliedert ist:
§ 1100 h in einer stationären Einrichtung der Al-

tenpflege
§ 300 h in einer ambulanten Einrichtung
§ 870 h zur Verfügung für beide Bereiche
§ 300 h im Gerontopsychiatrischen Bereich
§ 200 h im Allgemeinen Krankenhaus im Bereich

der Pflege älterer Patienten5.

An einzelnen Schulen gehört der Nachweis eines
Praktikumsplatzes in Form einer Erklärung der
aufnehmenden Institution zum Aufnahmeverfah-
ren.

Hessen In der generellen Verordnung über die Ausbildung
an Berufsfachschulen in Hessen finden betriebliche
Praktika keine Erwähnung. Demgegenüber stellt in
der Parallelverordnung über die Ausbildung an den
Fachschulen für Sozialpädagogik (3-jährige Ausbil-
dung aufbauend auf einem mittleren Bildungsab-
schluss) das 1-jährige Praktikum einen
integrierenden Bestandteil dar. Im Anhang zu die-
ser Verordnung finden sich sogar ausführliche
Richtlinien für das Berufspraktikum mit Muster-
verträgen und Ausbildungsplänen6. Ähnliche,
wenn auch etwas weniger ausführliche Bestim-
mungen finden sich in den Bestimmungen zu sozi-
alpädagogischen Berufsfachschulen in anderen
Bundesländern.

Normalerweise haben Berufsfachschüler/innen während des Praktikums keinen
eigenständigen Vertrag mit dem Praktikumsbetrieb. Sie sind Schüler/innen der ent-
sendenden Schule. Zuständig für die Bewilligung von Praktikumsplätzen sind denn
auch die Schulen selber, und die Verantwortung für Durchführung und Überwa-
chung liegt bei Praktikantenbetreuer/innen. Ausbildungsbewilligungen ähnlich
wie im dualen System sind nach den vorhandenen Informationen nicht vorgesehen.
Ausnahmen wie das oben bereits erwähnte sozialpädagogische Praktikum in Hes-

                                                                
5 Quelle: Gewerbliche und Hauswirtschafltich-Sozialpflegerische Schulen Emmendingen
(www.ghs-em.fr.bw.de)
6 Quelle: www.bildung.hessen.de/sform/beruf/recht/vo/fsvosozp.pdf
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sen, das als vergütungs- und sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis be-
zeichnet wird, sind in einzelnen Bundesländern und in einzelnen Ausbildungsberu-
fen möglich.

4.2.3 Prüfungen

Ausbildungsgänge an Berufsfachschulen in Deutschland werden normalerweise
mit einer Schulprüfung ohne Beteiligung von Organisationen der Arbeitswelt abge-
schlossen. Inwiefern, und ob überhaupt, die Praktika im Rahmen dieser Prüfungen
eine Rolle spielen, wird auf der Ebene der einzelnen Prüfungsreglemente festgelegt.

Die 2-jährige Ausbildung zur Pharmazietechnischen Assistentin zum Beispiel wird
mit einer Schulprüfung abgeschlossen. Zur staatlichen Anerkennung muss an-
schliessend ein 6-monatiges Praktikum absolviert werden, über das ebenfalls eine
Prüfung abgelegt wird.

In denjenigen Ausbildungsgängen und/oder Bundesländern, in denen 1-jährige
Praktika als integrierender Bestandteil von Berufsfachschullehrgängen festgeschrie-
ben werden, fliessen die Leistungen (z.B. in Form von bewerteten Praktikumsbe-
richten) als Komponente in die Prüfung ein, oder bilden (wie an den Fachschulen
für Sozialpädagogik in Hessen) die Voraussetzung zur Prüfungszulassung. Nur in
ausgewählten Ausbildungsgängen sind Vertreter aus der Praxis Mitglieder in den
Prüfungsausschüssen.

4.2.4 Duale Ausbildungsformen auf der Tertiärstufe

In zunehmendem Mass bieten in Deutschland Ausbildungseinrichtungen auf der
Tertiärstufe Ausbildungsgänge nach dem dualen Prinzip an. So sind die Ausbil-
dungsgänge an sogenannten Berufsakademien in einzelnen Bundesländern im Ver-
hältnis 50:50 aufgebaut, mit je 3-monatigen Ausbildungsblöcken in der
Berufsakademie und in einem Ausbildungsbetrieb. Die Studierenden müssen einen
Ausbildungsvertrag mit einer Firma abschliessen. Im Unterschied zur Lehrlings-
ausbildung darf der Betrieb einen solchen aber nur eingehen, wenn an der Be-
rufsakademie ein Studienplatz frei ist. Für die Berufsakademie besteht kein
Aufnahmezwang bei abgeschlossenem Ausbildungsvertrag. Die Ausbildung an Be-
rufsakademien richtet sich an Abiturienten und Abiturientinnen, die Fachhoch-
schulreife genügt nicht. Geprüft werden sowohl die schulischen als auch die
betrieblichen Ausbildungsblöcke, letztere unter Beizug von Prüfungsexperten aus
der Praxis. Ausbildungsgänge an Berufsakademien führen zum Titel Diplom-
(Fachbezeichnung).

Des weiteren haben eine ganze Anzahl von Fachhochschulen sogenannte „ausbil-
dungsintegrierende duale Studiengänge“ eingeführt, in denen während des Grund-
studiums an der Fachhochschule gleichzeitig die Ausbildung in einem anerkannten
Lehrberuf absolviert wird.
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4.3 Österreich

In Österreich wird die Ausbildung an berufsbildenden mittleren und höheren
Schulen ebenfalls nicht im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes geregelt. Im Unter-
schied zu Deutschland ist diese Ausbildungsform aber national geregelt, und zwar
im Rahmen des Schulorganisationsgesetzes. Schulische Ausbildungseinrichtungen
sind somit ein Bestandteil des öffentlichen Schulwesens und unterstehen dem Bun-
desministerium für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten. Das Ministerium
erlässt die Rahmenlehrpläne nach eigenem Ermessen. Dabei spielen die Organisa-
tionen der Arbeitswelt keine vergleichbare Rolle wie beim Erlass von Ausbildungs-
ordnungen unter dem Berufsbildungsgesetz. Die Rahmenlehrpläne lassen den
einzelnen Schulen einen gewissen Spielraum für eine regionale Gewichtung. Inwie-
fern auf dieser Ebene Betriebe und lokale Organisationen der Arbeitswelt einbezo-
gen werden, müsste im Einzelfall untersucht werden.

Die Rahmenlehrpläne für berufsbildende höhere Schulen sehen durchwegs 1-2
Kurzpraktika von 4 Wochen Dauer in den Schulferien vor. Diese können durch
schulinterne Übungsfirmen (vergleichbar in etwa mit Lehrwerkstätten) ersetzt wer-
den. Die berufsbildenden Schulen im wirtschaftlichen und kaufmännischem Bereich
haben von dieser Möglichkeit weitgehend Gebrauch gemacht und verzichten auf
externe Betriebspraktika. Die Praktikumsregelungen in den Berufen des Gesund-
heitswesens müssten, ähnlich wie in Deutschland, im Einzelfall untersucht werden.

Wie bei den Ausbildungsordnungen und Lehrplänen, ist die Arbeitswelt auch bei
den  Abschlussprüfungen nicht direkt beteiligt, es handelt sich um Schulprüfungen.
Im Rahmen der Handwerksordnung wird lediglich festgelegt, welche Abschlüsse
an welchen Schulen zur Ausübung welcher Berufe und zum Führen welcher Betrie-
be berechtigen.

Nachdem die Konsultation einer ganzen Reihe von Internetseiten von einzelnen
Schulen keine Hinweise auf abweichende Regelungen ergab, wurde im Rahmen
dieser Abklärung darauf verzichtet, Österreich als Fallbeispiel weiter zu untersu-
chen.

4.4 Holland

Weil sich die Bestimmungen im neuen Berufsbildungsgesetz von 1996 in einigen
Kernbereichen markant von den Bestimmungen in Deutschland, Österreich und der
Schweiz unterscheiden, und weil dem Systemverständnis auf der Grundlage von
Dokumentestudium aus sprachlichen Gründen Grenzen gesetzt sind, wurde eine
Studienreise nach Holland organisiert.

4.4.1 Ausbildungsordnungen

Nachdem sich Lehrlingswesen und schulische Ausbildungsformen historisch in
zwei voneinander unabhängige Systeme, die untereinander kaum kommunizierten,
entwickelt hatten, wurde mit dem neuen Gesetz von 1996 ein radikaler Umbau vor-
genommen. Die beiden Ausbildungsformen BBL (Lehrlingswesen) und BOL (Schu-
lische Ausbildung) wurden zusammen mit der Erwachsenenbildung in einem
einzigen Gesetz geregelt. Gleichzeitig wurde die Qualifikationsstruktur vom Aus-
bildungsweg getrennt. Theoretisch kann jede Ausbildung auf jedem Qualifikations-
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niveau sowohl auf dem schulischen als auch auf dem Weg der betrieblichen Aus-
bildung absolviert werden. Institutionell heisst das, dass die nationalen Branchen-
verbände (Organisationen der Sozialpartner, LOB), die früher ausschliesslich in der
dualen Ausbildung tätig waren, neu auch für die Ausbildungsordnungen der schu-
lischen Ausbildungswege zuständig sind. Die Schulen haben einen Teil ihrer frühe-
ren Ausbildungsautonomie verloren und sind gezwungen, mit den nationalen
Branchenverbänden über die Qualifikationsstruktur und Ausbildungsgänge zu
kommunizieren. Weil die einzelnen Schulen gleichzeitig zu Regionalen Ausbil-
dungszentren mit Schülerbeständen bis zu 40'000 zusammengeschlossen wurden,
stehen den nationalen Branchenverbänden Akteure mit einer gewichtigen und po-
litisch einflussreichen Stimme gegenüber. In welcher Form und auf welcher Ebene
die Schulen in die Branchenverbände und in die Entwicklung der Qualifikations-
struktur involviert sind, ist von Verband zu Verband unterschiedlich geregelt.

Die Reorganisation des holländischen Berufsbildungswesens ist noch neu, wurde
erst im Jahr 2000 abgeschlossen. Das übergeordnete Qualifikationssystem hat in der
Praxis noch kaum Auswirkungen, und die traditionellen Lehrgänge im Lehrlings-
wesen und in der schulischen Ausbildungsform sind bisher weitgehend unverän-
dert geblieben. Das Potenzial des neuen Systems ist noch nicht wirklich
ausgeschöpft. Immerhin kann festgestellt werden, dass sowohl die nationalen Bran-
chenverbände als auch die Schulen durch das neue Gesetz zu einem Dialog ge-
zwungen wurden, der in der Anfangsphase offensichtlich erhebliches
Konfliktpotenzial beinhaltet. Auf lange Sicht aber ist in der Berufsbildung der in-
stitutionalisierte Dialog zwischen der pädagogischen (schulischen) und der wirt-
schaftlichen (betrieblichen) Perspektive, so konfliktiv er im Einzelfall auch sein mag,
ein nicht zu unterschätzender Vorteil.

In einzelnen Branchen nehmen die Branchenverbände durch die Produktion und
den kommerziellen Vertrieb von Lehrunterlagen und Büchern zusätzlich direkten
Einfluss auf Ausbildungsinhalte.

Auch wenn die nationalen Branchenverbände private Verbände der Sozialpartner
sind, werden sie nicht durch Mitgliederbeiträge finanziert. Die öffentlichen Aufga-
ben (Qualifikationssystem und Akkreditierung der Ausbildungsplätze) werden
durch die öffentliche Hand bezahlt. Die übrige Finanzierung erfolgt über kommer-
zielle Aktivitäten (z.B. Produktion und Vertrieb von Lehrunterlagen).

4.4.2 Betriebspraktika

Sämtliche Ausbildungsgänge beinhalten obligatorische betriebliche Ausbildungs-
phasen von 20-60% im Fall des schulischen Weges (BOL), bzw. von 60-80% im Fall
des Lehrlingsweges (BBL). Theoretisch können also der schulische Ausbildungsweg
und der Weg über die Lehrlingsausbildung inhaltlich sehr nahe beieinander liegen.
In der Praxis hat sich das bislang noch nicht durchgesetzt, und der schulische Aus-
bildungsweg von 4 Jahren umfasst in der Regel 3 Jahre schulische Ausbildung und
1 Jahr, bzw. zweimal 6 Monate betriebliche Praxis. Lehrlinge mit einem betriebli-
chen Vertrag besuchen die Schule im Normalfall während eines Tages pro Woche.
Praktikumsverträge im schulischen Ausbildungsweg werden durch alle vier betrof-
fenen Parteien, d.h. durch die Schule, den Betrieb, den Lehrling und die nationale
Branchenorganisation unterzeichnet.
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Sämtliche Ausbildungsplätze in der Industrie benötigen eine Akkreditierung, bzw.
eine Ausbildungsbewilligung, die durch die nationalen Branchenverbände erteilt
wird. Gemäss Gesetz sind die Branchenverbände aber nicht nur für die Akkreditie-
rung, sondern im Prinzip auch für die Bereitstellung von Praktikumsplätzen zu-
ständig. In der Praxis haben sie die Ressourcen dafür allerdings oft nicht, und die
Schulen suchen die benötigten Praktikumsplätze selber.

Die Durchführung und Überwachung der Ausbildung in den Betrieben obliegt den
Schulen, und zwar unabhängig davon, ob es sich um Praktika in der schulischen
Ausbildungsform, oder um Lehrlingsausbildung handelt. Konkret wird ein Prakti-
kant oder Lehrling 3-5 mal pro Jahr von einer Praktikantenbetreuerin/einem Prak-
tikantenbetreuer der Schule, bzw. von einer Lehrperson besucht. Die Schulen
verlangen normalerweise Ausbildungsberichte, die wiederum durch die Schule
bewertet werden. Die nationalen Branchenverbände besuchen die Ausbildungsbe-
triebe nur sporadisch und nicht zum Zweck der Überwachung des einzelnen Prak-
tikumsverhältnisses, sondern zum Zweck der Akkreditierung der
Ausbildungsplätze. Mit der neuen Gesetzgebung ging die Verantwortung für die
Überwachung der betrieblichen Ausbildung im Lehrlingswesen von den nationalen
Branchenverbänden an die Schule über. Das wird nicht von allen dieser Branchen-
verbände gern gesehen, und in einzelnen Branchen, insbesondere in solchen mit ei-
ner starken Tradition im Lehrlingswesen, haben sich in der Praxis bezüglich
Arbeitsteilung zwischen Schulen und Branchenverbänden Zwischenformen einge-
spielt.

4.4.3 Prüfungen

Nach der Gesetzesrevision liegt die Verantwortung für die Durchführung der Prü-
fungen für beide Ausbildungswege bei den Schulen. Damit liegt es auch an den
Schulen, in welcher Form und mit welchem Gewicht die Leistung in den Be-
triebspraktika in die Gesamtbeurteilung einfliesst, und wie diese evaluiert wird. Es
gibt keine eigentlichen Schluss- oder Lehrabschlussprüfungen, sondern die einzel-
nen Ausbildungskomponenten werden laufend evaluiert. Ein externes Element
fliesst ein, indem die Schulen 51% der Prüfungsaufgaben von einem externen In-
stitut beziehen, bzw. von ihm beurteilen lassen müssen. Allerdings sind die Schulen
frei in der Wahl dieses Instituts, wobei alle nationalen Branchenorganisationen ein
solches auf die Beine gestellt haben. In einzelnen Branchen, insbesondere in solchen,
in denen die Lehrlingsausbildung eine starke Tradition hat, spielen die nationalen
Branchenverbände über freiwillige Arrangements eine gewichtigere Rolle bei den
Prüfungen, insbesondere bei der Evaluation der betrieblichen Ausbildung.

Die aktuelle Situation ist für viele Branchenverbände unbefriedigend. Sie monieren,
eigentlich müssten die Prüfungsanforderungen von derjenigen Instanz formuliert
werden, die auch für die Qualifikationsstruktur verantwortlich zeichnet. In der An-
fangsphase der Umsetzung des neuen Gesetzes steckt also auch in dieser Frage er-
hebliches Konfliktpotenzial zwischen den Schulen und den nationalen
Branchenverbänden.
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5 Haupterkenntnisse und Schlussfolgerungen

5.1 Regelungsebene

Feststellungen

Die Zusammenarbeit zwischen Schulen und Betrieben kann und muss sowohl auf
der Makro- als auch auf der Mikroebene betrachtet werden. Auf der Makroebene
steht das zur Diskussion, was auf Gesetzes-, bzw. Verordnungsebene in Bezug auf
die Zusammenarbeit zwischen Berufsfachschulen und Betrieben, bzw. Organisatio-
nen der Arbeitswelt geregelt und institutionalisiert werden kann. Auf der Mikro-
ebene geht es um die direkte und unmittelbare Zusammenarbeit der einzelnen
Schule, bzw. des einzelnen Fachbereiches mit Betrieben. Die Zusammenarbeit auf
der Mikroebene umfasst vielfältige Formen wie Gastreferenten aus der Praxis, ge-
meinsame Projekte, gemeinsame Erfahrungsplattformen und Weiterbildungsveran-
staltungen, etc. Die Zusammenarbeit auf dieser Ebene kann nicht reglementiert
werden, weil sie von der Initiative der jeweiligen Akteure abhängt. Auf der Makro-
ebene können die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass Berufsfach-
schulen und Betriebe/Organisationen der Arbeitswelt als gleichberechtigte Partner
miteinander kommunizieren müssen. Sowohl in Deutschland als auch in Österreich
sind schulische und duale Ausbildungsformen in unterschiedlichen Gesetzen gere-
gelt und unterstehen unterschiedlichen Behörden. In Deutschland liegt die Rege-
lungskompetenz für Berufsfachschulen bei den einzelnen Bundesländern, in
Österreich sind sie im Unterrichtsgesetz zusammen mit dem übrigen Schulwesen
geregelt. Nachdem in Holland die Regelung von schulischen und dualen Ausbil-
dungsformen traditionellerweise ebenfalls unter unterschiedlichen Gesetzen er-
folgte, wurde, nachdem sich die beiden Ausbildungswege in unerwünschtem
Ausmass auseinander entwickelten, mit dem neuen Gesetz und der radikalen Re-
form genau in diesem Punkt die Notbremse gezogen. Schulische und duale Ausbil-
dungsgänge sind neu demselben Gesetz unterstellt, und Schulen und
Organisationen der Arbeitswelt werden in einen institutionalisierten Dialog mitein-
ander gezwungen, der nicht immer frei ist von Konflikten.

Persönliche Schlussfolgerung

Die Regelung von dualen und schulischen Ausbildungsformen unter demselben
Gesetz ist eine entscheidende Voraussetzung für eine institutionalisierte Kommuni-
kation zwischen Schulen und Arbeitswelt ist. Unter diesem Aspekt ist die vorgese-
hene Regelung in der Schweiz, dass Berufsfachschulen im Rahmen des neuen
Berufsbildungsgesetz definiert werden, ausdrücklich zu begrüssen.

5.2 Ausbildungsordnungen

Feststellungen

Die getrennte Regelung von dualen und schulischen Ausbildungswegen auf Geset-
zesstufe führt dazu, dass auf der nächsten Ebene sowohl in Deutschland als auch in
Österreich die Organisationen der Arbeitswelt institutionell nicht in die Entwick-
lung von Ausbildungsordnungen involviert sind. Die Entwicklung und Bewilli-
gung von neuen Lehrgängen und Curricula folgt in Deutschland den Prinzipien der
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jeweiligen Kultus- oder Erziehungsministerien, wobei konkret wohl die Schulen
selber die federführende Rolle spielen. In Österreich werden die Lehrpläne auf na-
tionaler Ebene erlassen, wobei den Schulen ein beschränkter Raum für Anpassun-
gen an lokale Bedürfnisse bleibt. In Holland ist die Delegation der Verantwortung
für die nationale Qualifikationsstruktur an die nationalen Branchenorganisationen
eine der zentralen Neuerungen im Reformprozess.

Persönliche Schlussfolgerung

Die institutionelle Einbindung von Berufsverbänden/Organisationen der Arbeits-
welt in den Erlass von Ausbildungsordnungen ist wichtig. Im Licht der Erfahrun-
gen in den untersuchten Ländern verdient die vorgesehene Formulierung des
Artikels 16 im neuen Berufsbildungsgesetz, dass der Erlass von Ausbildungsord-
nungen in Absprache mit den Organisationen der Arbeitswelt erfolgen soll, unsere
nachdrückliche Unterstützung.

5.3 Betriebspraktika und betriebliche Ausbildungsphasen

5.3.1 Prinzipien

Feststellungen

Viele Berufsfachschullehrgänge in Deutschland und in Österreich kennen lediglich
betriebliche Kurzpraktika von 4 Wochen Dauer während der Ferien. Diese Praktika
stellen keinen eigenständigen Ausbildungsteil dar, und der Nachweis des Absolvie-
rens genügt. Anders stellt sich die Situation in Deutschland in ausgewählten sozial-
pädagogischen, pflegerischen und Berufen des Gesundheitswesens dar, wo
1-jährige Praktika einen integrierenden Bestandteil der Ausbildung darstellen. In
Holland waren 1-jährige Praktika von jeher Bestandteil des schulischen Ausbil-
dungsweges. Mit einem vorgeschriebenen Praxisanteil von 20-60% betont das neue
Gesetz den dualen Charakter auch des schulischen Ausbildungsweges, und möchte
ihn verstärken. Die nach wie vor unterschiedlichen Vorschriften für die schulischen
und dualen Ausbildungswege sind vorwiegend historisch bedingt, und entspringen
weniger systematischen Überlegungen.

Interessanterweise gewinnen in Deutschland stärker verzahnte Ausbildungsformen
zwischen Schule und Betrieb nicht auf der Sekundarstufe 2, sondern auf der Ter-
tiärstufe zunehmend an Bedeutung7.

Persönliche Schlussfolgerung

4-wöchigen Kurzpraktika während der Schulferien kommen für die Entwicklung in
der Schweiz kein Modellcharakter zu. Das Problem der Verzahnung zwischen
schulischer und betrieblicher Ausbildung würde entweder auf die Tertiärstufe oder
auf die Phase der Berufseinführung nach Abschluss der Ausbildung verlagert. Wie
im Gesetzesentwurf vorgesehen, sollen vollwertige betriebliche Ausbildungsphasen
integrierender Bestandteil von Berufsfachschullehrgängen werden. Einen Schritt
weiter gedacht könnte sogar die provokative Frage gestellt werden, ob Berufsfach-
schulen auf dem Hintergrund der Schweizerischen Tradition nicht ganz einfach ei-
ne besondere Ausprägung des dualen Ausbildungsweges darstellen sollen, und ob

                                                                
7 vergleiche Abschnitt 4.24
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überhaupt eine Notwendigkeit besteht,  Berufsfachschulen als eigenständige Aus-
bildungsform im Gesetz zu regeln. Als Alternative dazu wäre theoretisch vorstell-
bar, die Berufsbildung in der Schweiz grundsätzlich dual, mit einem  Anteil von
betrieblicher Ausbildung in der Bandbreite zwischen 25-80%, zu definieren, und im
übrigen denselben Bestimmungen zu unterstellen. Abweichende Regelungen wären
lediglich im Bereich von Rekrutierung und Lehrvertrag notwendig.

5.3.2 Ausbildungsbetriebe

Feststellungen

Nachdem die schulischen Ausbildungsformen in Deutschland und Österreich ande-
ren gesetzlichen Regelungen unterstehen als die duale Berufsbildung, erfolgt auch
die Auswahl und Akkreditierung von  Praktikumsbetrieben nach anderen Gesetz-
mässigkeiten, und liegt letztlich im Ermessen der Schule. Demgegenüber hat Hol-
land mit der neuen Gesetzgebung die Bereitstellung und Akkreditierung von
Ausbildungsplätzen für schulische und duale Ausbildungswege demselben Proze-
dere und den gleichen Instanzen (den Branchenverbänden) unterstellt.

Persönliche Schlussfolgerung

Die Praxis in Holland, dass für das Erteilen von Ausbildungsbewilligungen für die
Lehrlingsausbildung und für Praktika im Rahmen von Berufsfachschulausbildun-
gen dieselben Prozeduren und Anforderungen zur Anwendung kommen, sollte
auch wegleitend für die Schweiz sein.

5.3.3 Ausbildungspläne für Betriebspraktika

Feststellungen

Betriebliche Ausbildungsphasen, bzw. Betriebspraktika können unter drei grund-
sätzlich unterschiedlichen Perspektiven wahrgenommen werden, die weitreichende
Auswirkungen auf Ausbildungsinhalte, Verantwortlichkeit, Aufsicht und Evaluati-
on haben:

a) Praktika sind inhaltlich und ausbildungsmässig wenig bedeutende Schnupper-
phasen in Betrieben.

b) Praktika sind durch die Schule thematisch definiert und als solche integrieren-
der Bestandteil des schulischen Curriculums.

c) Betriebspraktika sind eine eigenständiger Ausbildungsphase, die weniger lern-
ziel-, als vielmehr auftragsgesteuert abläuft.

Vor allem in Österreich, aber auch in vielen Berufsfachschullehrgängen in
Deutschland, kommt die Logik a) zur Anwendung. In Holland, und in denjenigen
Ausbildungsgängen, bei denen in Deutschland mehr als Kurzpraktika üblich sind,
herrscht die Logik b) vor. Unter dieser Logik entwickeln Betriebe kaum ein eigen-
ständiges inhaltliches Interesse, sich als Praktikumsbetrieb zur Verfügung zu stel-
len. In Holland haben Betriebe dem Vernehmen nach dann ein aktives Interesse an
Betriebspraktika, wenn 6-monatige Praktikumsphasen im Abschlussjahr vor allem
der Evaluation von potenziellen neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dienen.
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Persönliche Schlussfolgerungen

Generell sind Praktikanten und Praktikantinnen für Betriebe dann interessant,
wenn sie auftragsgesteuert eingesetzt werden können, wenn sich die jeweiligen In-
teressen von Betrieb und Auszubildenden die Waage halten, wenn Praktika also
nach der Logik c) gestaltet sind. In keinem der untersuchten Länder (mit Ausnahme
einzelner Lehrgänge in Deutschland) ist dies der Fall. Die Schweiz sollte in dieser
Frage einen eigenständigen Weg beschreiten und Praktika als eigenständige Aus-
bildungsphase unter der Verantwortung der Ausbildungsbetriebe konzipieren.
Praktika sollen inhaltlich also nicht durch die Berufsfachschule vorgegeben werden,
sondern durch Ausbildungsordnungen und allenfalls Modellehrgänge – analog
dem Vorgehen in der dualen Ausbildung – definiert werden.

5.3.4 Vertragliche Regelungen

Feststellungen

In allen drei Ländern und in allen untersuchten Ausbildungsgängen werden die
Schüler und Schülerinnen allein durch die Schule rekrutiert. In Deutschland ist in
einzelnen Ausbildungsgängen bei der Anmeldung der Nachweis eines Praktikum-
splatzes in Form einer Absichtserklärung des Betriebes vorzulegen. Nur in ausge-
wählten Berufen wird das Betriebspraktikum als entschädigungs- und
sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis definiert. Ansonsten haben Prakti-
kanten den Status von Schülern und Schülerinnen der entsendenden Schule. In
Holland wird für das Betriebspraktikum ein von Schule, Ausbildungsbetrieb,
Schüler/in und nationalem Branchenverband zu unterzeichnender Ausbildungs-
vertrag abgeschlossen, der aber arbeitsrechtlich nicht den gleichen Charakter besitzt
wie ein Lehrvertrag. Über Entschädigungen gibt es je nach Branche und Schule
Übereinkünfte und Empfehlungen, aber keine generellen Regelungen. Ausbil-
dungsverträge mit einer ähnlichen rechtlichen Wirkung wie Lehrverträge haben wir
nicht angetroffen.

Persönliche Schlussfolgerung

Die Erfahrungen in den untersuchten Ländern erlauben keine eindeutigen Schlüsse
im Hinblick auf die Entwicklung in der Schweiz. Die Rekrutierung von Schülern
und Schülerinnen für Berufsfachschullehrgänge durch die Schulen selber ist aus
praktischen Gründen wohl unumgänglich. Hingegen gilt zu überlegen, inwiefern
Ausbildungsverträge für Betriebspraktika relativ unverbindliche Absichtserklärun-
gen ohne arbeitsrechtliche Wirkungen, und inwiefern sie eine besondere Form von
Lehr-, bzw. Arbeitsverträgen mit der entsprechenden rechtlichen Wirkung sein
sollen.

5.3.5 Begleitung und Aufsicht

Feststellungen

Kurzpraktika in Deutschland und Österreich werden nicht wirklich begleitet. In
Holland werden die betrieblichen Ausbildungsphasen durch Praktikumsbetreu-
er/innen an den Schulen und/oder Lehrpersonen überwacht und begleitet, in
Deutschland bei längeren Praktika in ausgewählten Berufen ebenfalls. Holländische
Branchenverbände bezeichnen die Situation als unbefriedigend, sie sähen bei der
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Praktikumsaufsicht gerne eine Gewichtsverschiebung weg von der Schule hin zu
den Branchenverbänden.

Persönliche Schlussfolgerung

Die zugänglichen Erfahrungen lassen keine eindeutigen Schlussfolgerungen zu,
hängen doch Aufsicht und Begleitung eng mit der vertraglichen Regelung zusam-
men: Wird ein Ausbildungsvertrag ohne verbindliche Wirkung im arbeitsrechtli-
chen Sinn abgeschlossen, ist Aufsicht und Begleitung bei der Schule wohl richtig
angesiedelt. Entfaltet hingegen ein Praktikumsvertrag eine ähnliche rechtliche Wir-
kung wie ein Lehr- oder eine besondere Form eines Arbeitsvertrages, sind dieselben
Prinzipien wie bei der Lehraufsicht angezeigt.

5.3.6 Leistungsbeurteilung

Feststellungen

In den Kurzpraktika in Deutschland und Österreich spielt die Leistungsbeurteilung
eine untergeordnete Rolle. Im Prinzip genügt der Nachweis, dass ein Praktikum ab-
solviert wurde. In Holland liegt die Verantwortung für die Beurteilung von Prakti-
kanten und Praktikantinnen im Wesentlichen bei der Schule, die im Extremfall
betriebliche Ausbildungsphasen theoretisch ausschliesslich auf Grund von Prakti-
kumsberichten beurteilen kann. In der Praxis kommen aber je nach Branche und
Tradition unterschiedliche Formen der Leistungsbeurteilung und der Zusammen-
arbeit zwischen Schule, Ausbildungsbetrieb und Branchenverbänden zur Anwen-
dung. Auf jeden Fall sind in Holland die Leistungen während der betrieblichen
Ausbildung nicht prüfungsentscheidend. Demgegenüber sind in einzelnen Ausbil-
dungsgängen in Deutschland (z.B. Pharmazietechnische Assistenten, Pflegeberufe)
die Leistungen in den Praktika mitentscheidend für den Prüfungserfolg, werden
eigenständig geprüft, oder sind Voraussetzung für die Prüfungszulassung.

Persönliche Schlussfolgerung

Die Frage der Leistungsbeurteilung hängt eng mit dem Charakter von Be-
triebspraktika zusammen. Wenn Betriebspraktika, wie oben im Abschnitt 5.33 sti-
puliert, eine eigenständige Ausbildungsphase darstellen, müssen auch die
Leistungen während der Praktika durch die Betriebe selbst, z.B. in Form von Ar-
beitszeugnissen, beurteilt werden, oder aber der Lernerfolg muss eigenständig ge-
prüft werden. Auf jeden Fall muss die Leistung in den Betriebspraktika, wie in
ausgewählten Lehrgängen in Deutschland, mitentscheidend für den Prüfungserfolg
sein.

5.4 Prüfungen und Zertifikate

Feststellungen

In Österreich und Deutschland (Berufsfachschule Typ 2) führen schulische Ausbil-
dungswege zu eigenständigen Diplomen. In Österreich werden diese durch die
Gewerbeordnung teilweise dualen Ausbildungsgängen gleichgestellt. Die Prü-
fungsanforderungen werden durch die zuständigen Ministerien ohne institutionali-
sierte Konsultation mit Organisationen der Arbeitswelt formuliert, und die
Prüfungsausschüsse werden an den meisten Berufsfachschulen (Ausnahme wie-
derum einzelne Lehrgänge mit langen betrieblichen Ausbildungsphasen in sozial-
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pädagogischen, pflegerischen und Gesundheitsberufen) durch die Schule selbst,
und ohne Beteiligung von Praxisausbildnern und -ausbildnerinnen gebildet. Die
Reform in Holland brachte eine Vereinheitlichung der Abschlüsse von dualen und
schulischen Ausbildungswegen; im Prinzip kann jede Qualifikation sowohl auf
schulischem als auch auf dualem Weg erworben werden. Die Verantwortung für
das Prüfungswesen liegt aber für beide Ausbildungswege bei den Schulen. Natio-
nale Branchenverbände empfinden die Situation als sehr unbefriedigend, und ein-
zelne kämpfen dafür, dass Prüfungsanforderungen von denselben Instanzen
formuliert werden wie das Qualifikationssystem.

Persönliche Schlussfolgerung

Das System der Lehrabschlussprüfungen mit dem Eidgenössischen Fähigkeitsaus-
weis und der Möglichkeit zur Doppelqualifikation (BM) ist eines der wesentlichen
Merkmale des Schweizerischen Berufsbildungswesens. Im Licht der Erfahrungen in
den untersuchten Ländern gibt es für die Schweiz wenig Grund, für Berufsfach-
schulen von dieser bewährten Tradition abzurücken. Die Prüfungshürden für duale
und schulische Ausbildungswege müssen dieselben sein, und in der Berufsbildung
sind gegenüber dem Prinzip „Wer lehrt prüft“ Vorbehalte anzumelden.

5.5 Schlussbetrachtung

Weitere und möglichst vielfältige Formen der Zusammenarbeit zwischen Schule
und Betrieb sind erwünscht, müssen mit allen Mitteln gefördert, können aber nicht
auf der Makroebene reglementiert werden. Auf Gesetzes- und Verordnungsstufe
können die institutionellen Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass Schu-
len und Betriebe/Organisationen der Arbeitswelt über unterschiedliche Aspekte
der Ausbildung in einen permanenten Dialog miteinander treten müssen. In diesem
Sinn haben die oben dargestellten persönlichen Schlussfolgerungen aus Erfahrun-
gen in Deutschland, Österreich und Holland einen gemeinsamen roten Faden. Sie
sind alle darauf ausgerichtet, dass für duale und schulische Ausbildungswege die-
selben Vorschriften, Chancen und Hürden gelten, dass Schulen und Betrie-
be/Organisationen der Arbeitswelt miteinander kommunizieren müssen, dass
abweichende Regelungen nur dort vorgesehen werden müssen, wo sie inhaltlich
und praktisch begründet sind, wo Schulen und Betriebe ihre je spezifischen Stärken
entfalten. Das beinhaltet Reibungsflächen und Konfliktpotenzial, das in der Berufs-
bildung allerdings unerlässlich ist, und bewusst nicht vermieden werden sollte.

Detaillierte Fallstudien über die Zusammenarbeit zwischen Schulen und Betrieben
auf der Mikroebene, das heisst auf der Ebene von einzelnen Schulen, könnten mit
Sicherheit in allen Ländern weitere interessante Formen der Zusammenarbeit zu
Tage fördern. Das würde allerdings einen erheblich grösseren Aufwand bedingen,
als im Rahmen des vorliegenden Auftrages möglich war.

Zürich, 15. März 2001 / M. Jäger


